
Vom Hauptbahnhof über das noch nicht vorhandene Euro-
paviertel in den Hallschlag und später weiter bis nach Rem-
seck soll die neue Stadtbahnlinie U 12 verkehren. Und weil 
jede Stadtbahnlinie zwei Enden braucht, soll sie auf der 
anderen Seite vom Wallgraben durch das Gewerbegebiet 
Vaihingen/Möhringen in den Dürrlewang fahren. Dort aber 
scheint sie kaum jemand haben zu wollen.

Enttäuscht verließ SSB-Chefpla-
ner Volker Christiani den Infor-
mationsabend, bei dem er der 
Dürrlewanger Bevölkerung mit 
der neuen Stadtbahn eine Freu-
de hatte bereiten wollen. Von den 
über 150 Anwesenden zeigte sich 
aber kaum einer an einer Stadt-
bahnhaltestelle in Dürrlewang 
interessiert. Im Gegenteil. Die 
meisten sahen darin mehr Nach- 
als Vorteile. Etwa den, dass bei 
der 1,1 km langen Strecke ein be-
trächtlicher Teil der veranschlag-
ten 20 Mio. Euro Baukosten für 
drei riesige Kreisverkehranlagen 
verbaut wird. Die, so Christiani, 
würden den Autoverkehr sogar 
zügiger als jetzt fließen lassen. 
Dummerweise vor allem auf sei-
nen nicht gewollten Schleichwe-
gen entlang des Wallgrabens und 
durch Dürrlewanger und Rohrer 
Wohngebiete.
Deshalb wurde auch ein nen-
nenswerter Umsteigeeffekt vom 
Auto auf die Stadtbahn bezwei-
felt. Mit 6.000 Fahrten ins und aus 

dem Gewerbegebiet rechnet die 
SSB auf der neuen Linie. Wieviele 
davon bereits jetzt vorhandene 
öffentliche Verkehrsmittel benut-
zen, konnte Christiani nicht ge-
nau sagen. Er vermute, dass etwa 
350 Beschäftigte neu umsteigen 
würden. Bei 28.000, von denen 
derzeit etwa 75%, also 21.000 mit 
dem Auto kommen, nicht gera-
de beeindruckend. Und von den 
800, die vom Dürrlewang aus die 
Linie benutzen sollen, dürften die 
meisten schon jetzt mit Bus und 
S-Bahn unterwegs sein. 
Wenn die SSB etwas zur Verbes-
serung des Nahverkehrs tun wolle, 
so lieber die Busse auch abends 
etwas häufiger führen und bes-
ser auf die S-Bahnen in Rohr und 
Vaihingen abstimmen, meinten 
die Dürrlewanger. Auch würden 
niedrigere Fahrpreise sicher mehr 
Umsteiger bringen. Dafür, konter-
te Christiani, gebe es halt leider 
keine Landeszuschüsse.
Warum man bei einem Projekt 
für die Bevölkerung, diese nicht 

Geschenke, die keiner haben will ?

Wohin mit der U 12 ?

Jedes Jahr verhungern 36 Millio-
nen Menschen. Alle 5 Sekunden 
ein Kind.
Nach Berechnun-
gen der Welternäh-
rungs Organisation 
(FAO) können heu-
te Nahrungsmittel 
produziert werden, 
um 12 Mrd. Menschen normal zu 
ernähren. Das Doppelte der der-
zeitigen Weltbevölkerung.
Am schlimmsten hungern ausge-
rechnet die Nahrungsmittelpro-
duzenten selbst. Weil im kapita-
listischen Wirtschaftssystem die 
Produkte den Produzenten nicht 
gehören, müssen die Landarbeiter 
der armen Länder sie erst wieder 
auf dem Markt kaufen. Zu Prei-
sen, die sie nicht bezahlen kön-
nen, weil die infolge von Speku-
lation und der Verwendung von 
Nahrungsmitteln als Treibstoff für 
Autos ebenso explodiert sind wie 
die Gewinne der Spekulanten.
Nach einem Treffen der Staats- 
und Regierungschefs von 15 EU-
Ländern verkündete eine sichtlich 
stolze Bundeskanzlerin Merkel: 
Wir haben soeben 1700 Mrd. Euro 
für die Stabilisierung der Banken 
mobilisiert.
Kurz darauf reduzierten die EU-
Länder ihre Kredite für die huma-
nitäre Sofort- und Entwicklungs-
hilfe in der südlichen Hemisphäre 
um durchschnittlich 50%.

„Die aktuelle Weltordnung des 
globalisierten Finanzkapitalismus 
ist nicht nur mörderisch, sie ist 
auch absurd. Sie tötet, aber sie 
tötet ohne Notwendigkeit.“
(Prof.Jean Ziegler, UN-Berater)

Frohe Weihnacht 
wünscht Gerhard Wick

einfach frage, ob sie es haben 
will, wollte eine Bürgerin wissen. 
Christiani und Bezirksvorsteher 
Meinhardt erklärten, dies sei nun 
mal in unserer Demokratie nicht 
vorgesehen und es gehe ja um 
eine langfristige Entscheidung, 
die auch zukünftige Bewohner 
betreffe und deshalb nicht nur 
von den heute im Wohngebiet 
lebenden Menschen beantwortet 
werden könne. Die Bezirksbeirä-
te Gerhard Wick (SÖS) und Ulf 
Hartmann (Die Linke) waren da 
anderer Meinung. Sie wollen den 
Gemeinderat nun per Bezirks-
beiratsbeschluss auffordern, sei-
ne Entscheidung am Ergebnis 
einer Einwohnerbefragung zur 
Akzeptanz des Stadtbahnanschlus-
ses auszurichten. „Wir trauen den 
Bürgern durchaus zu, dass sie bei 
entsprechender Fragestellung 
auch an ihre Kinder und künftige 
Erfordernisse denken. Vielleicht 
mehr als mancher Gemeinderat, 
der nur bis zur nächsten Wahl 
denkt“, vermutet Gerhard Wick.

Nr. 51 / Dez. 2009  Auf lage 16 500Ihr versteht: ich meine
dass wir keine andern Herren brauchen
sondern keine ! (Bertolt Brecht)

„Energiewerke in Bürgerhand“ Schönau seit Oktober mit Energie-Komplett-Angebot 

Bei den Stromrebellen gibt‘s jetzt auch günstig Gas
In Stuttgart kämpfen Bürgerin-
nen derzeit darum, ihre Energie-
versorgung wenigstens wieder 
in die Hände ihrer Kommune zu 
bringen. In der Schwarzwaldge-
meinde Schönau liegt sie seit vie-
len Jahren direkt in Bürgerhand. 
Seit die Schönauer ihr Stromnetz 
selbst betreiben ist die Gemeinde 
nicht nur atomstromfrei, die Elekt-
rizitätswerke Schönau (EWS) för-
dern auch überregional energie-
sparende und umweltfreundliche 
Neuanlagen. Inzwischen liefern 

sie bundesweit Strom aus rege-
nerativen Quellen.
Seit Oktober bieten die Strom-
rebellen - der Name stammt aus 
den Zeiten ihrer aufreibenden 
Kämpfe gegen die Übermacht der 
Atommonopole - auch die Versor-
gung mit Erdgas an.
Dass sie dabei sogar billiger sind 
als Energieriesen wie EnBW, mag  
u.a. daran liegen, dass sie keine 
Aktionäre haben, die maximale Di-
videnden sehen wollen und auch 
keinen Vorstandsvorsitzenden mit 

5 Millionen Jahresgehalt.
Jede in Stuttgart kann sich so 
auch schon vor der Gründung ei-
gener Stuttgarter Stadtwerke aus 
den Klauen der EnBW befreien. 
Der Gaswechsel ist einfach: eine 
Mail an info@ews-schoenau.de: 
„ich möchte Gas von der EWS“. 
Schon am nächsten Tag finden 
Sie den Liefervertrag in ihrem 
Postfach, den Sie nur ausfüllen 
und abschicken müssen. Alles 
weitere erledigen die EWS.
Oder Telefonisch: 07673 - 888 50 
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Innenausbau, Dachausbau, Fenster 
und Türen, Wärmedämmung, 
Dachfenster, Schalldämmung, Boden-
beläge, Ladenbau, Trockenbau, 
Malerarbeiten, Einbaumöbel. 
 
 
Verkauf von natürlichen Bau -und 
Dämmstoffen. 

A Bautechnik und Wärmedämmtechnik 

Innenausbau · Dachausbau · Wärmedämmung · Fenster · Türen · Dachfenster

ORSO GmbH · Dieselstr. 26 · 70771 L.-Echterdingen · Fax (0711) 657 29 02 · www.orso-gmbh.de

Der Dachausbau bietet eine preiswerte 
Erweiterung der Wohnflächen. Und 
mit einer guten Wärmedämmung 
sparen Sie teure Heizenergie.  
 
Wir beraten Sie gerne.  
Rufen Sie uns an. 
 
 
Besichtigung, Beratung und Angebot 
kostenlos und unverbindlich!  

(0711) 657 25 98

Unsere Leistungen für Sie:
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Die neue Fraktion SÖS und Linke im Vaihinger Bezirksbeirat will mehr direkte Demokratie

SÖS und Linke im Bezirksbeirat

Mit 7,3% der abgegebenen Stimmen bei der Kommu-
nalwahl hat das „Parteifreie Bündnis Stuttgart ökolo-
gisch sozial“ im Stadtbezirk Vaihingen das zweitbeste 
Ergebnis aller Stuttgarter Stadtbezirke erzielt. Nach der 
Bildung einer Fraktionsgemeinschaft mit der Linken 
(3,1%) im Gemeinderat stellen SÖS/Linke nun 2 ordent-
liche und 2 stellvertretende Bezirksbeiräte.

Jasmin Lord
Schauspielerin

Der Mieterverein hilft Ihnen 
bei allen Mietproblemen. 

0711 - 21 01 60
Beratungsstellen auch in

Bernhausen und Rohr

www.mieterverein-stuttgart.de

70182 Stuttgart
Moserstraße 5

Klar bin ich im
Mieterverein !

Ki und Aikido
Dojo Stuttgart

Unterricht für Kinder und Erwachsene

Info: 678 78 25
w w w . k i - a i k i d o - s t u t t g a r t . d e

Neu im Bezirksbeirat: Ulf Hartmann (Linke), Gabriele Glaßmann 
(Stv.SÖS), Gerhard Wick (SÖS) und Erich Steffen (Stv.SÖS) n.i.B.

„Soziale Gerechtigkeit und 
nachhaltige, ökologische 
Wirtschafts- und Lebens-
weise sind keine Gegen-
sätze, sie gehören vielmehr 
untrennbar zusammen“, 
kommentiert Ulf Hartmann 
(Linke) die Frage nach den 
Grundlagen für die Zusam-
menarbeit von SÖS und 
Linke. Auch in der Zielset-
zung, die Bürger mehr an 
den Entscheidungen über 
die Zukunft ihrer Stadt zu 
beteiligen, gebe es völlige 
Übereinstimmung.
So sieht es auch Frakti-
onssprecher Gerhard Wick 
(SÖS), der dem Vaihinger 

Bezirksbeirat bereits von 1978 
bis 1998 angehört hatte.
Sein Vertreter, Erich Stef-
fen, hält die Übertragung 
von Entscheidungen an 
die im Stadtbezirk leben-
den Bürgern für eine wich-
tige Voraussetzung für eine 
längst überfällige soziale 
und ökologische Neuori-
entierung: Weg vom rein 
quantitativen Wachstums-
denken, das er als Ursache 
sowohl der aktuellen wirt-
schaftlichen als auch der 
ökologische Krise sieht, 
hin zu einer nachhaltigen 
Verbesserung der Lebens- 
und Umweltqualität.

Dieses „Umdenken“ wollen SÖS und 
Linke auch im Bezirksbeirat Vaihingen 
voranbringen und plädieren für eine 
grundlegend andere Verkehrs- und 
Baupolitik. Nicht jeder Investoren-
wunsch darf ohne Rücksicht auf die 
Bedürfnisse der Bevölkerung und die 
Schäden an unseren Lebensgrundla-
gen erfüllt werden. „In einer Ortsmitte, 
die mehr einer Verkehrsinsel als einem 
öffentlichen Raum gleicht, wird sich 
kein Mensch länger als nötig aufhal-
ten“, sagt Gerhard Wick und hält eine 
autofreie Zone mindestens zwischen 
Schillerplatz und Schwaben-Galerie 
für notwendig und machbar.
Auch was die weitere Bautätigkeit an-
gehe, seien in Vaihingen inzwischen 
die Grenzen eines noch zu verantwor-
tenden Flächenverbrauchs überschrit-
ten. Statt Bauplänen sei jetzt eine 
Freiflächenplanung geboten.
„Die Wende zu einer nachhaltigen 
und an der Daseinsvorsorge für alle 
Einwohner ausgerichteten Stadtpolitik 
wird aber wohl nicht aus dem Rathaus 
kommen, gibt Gabriele Glaßmann 
(SÖS) zu bedenken. Sie kann nur von 
den Menschen in den Stadtbezirken 
selbst bewirkt werden. „Wir werden 
deshalb alle bestehenden Möglich-
keiten nutzen, die Einwohner des 
Stadtbezirks selbst zu Wort kommen 
zu lassen und alles dafür tun, dass 
die bisher geringen Beteiligungsrechte 
der Bürgerinnen und Bürger ausge-
weitet werden“, erklären die neuen 
Bezirksbeiräte. Dazu gehöre auch, 
dass endlich die Wahlversprechen der 
Gemeinderäte eingelöst werden und 
die Bezirksbeiräte zu direkt gewählten 
Stadtbezirksvertretungen mit weitge-
henden Entscheidungskompetenzen 
und eigenem Haushalt werden.

„Die Einwohner sollen selbst über die Ge-
staltung ihres Stadtbezirks bestimmen“ 
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Palermo am Main: Finanzbehörde lässt Steuerfahnder für verrückt erklären

Wie in Frankfurt Banken gerettet werden

VorOrt Nr. 51

Über eine Milliarde Euro an hinterzogenen Steuern von Großverdienern haben 
Frankfurter Steuerfahnder bis 2001 dem Fiskus zurückgeholt. Dafür erhielten sie 
viel Lob und beste Beurteilungen. Unter anderen hatten die Deutsche Bank und 
die Commerzbank Gelder reicher Kunden über Transferkonten anonym ins Aus-
land geschafft. Streng illegal. Und es war nur der Anfang. In den Amtsstuben der 
Frankfurter Steuerfahnder lagerte noch kistenweise beschlagnahmtes Bankenma-
terial als sie eine Amtsverfügung erhielten, die ihrem Tun ein jähes Ende setzte.
Im Sommer 2001 trafen sich 
Vertreter der Deutschen Bank 
mit der hessischen Finanzbe-
hörde. Auch Abgesandte des 
seit kurzem in CDU-Hand lie-
genden Finanzministeriums 
sollen an dem Gespräch teil 
genommen haben. Über den 
Inhalt der Unterredung wurde 
nichts bekannt. Kurz darauf 
allerdings erhielten die Frank-
furter Fahnder vom Leiter des 
Finanzamts die Dienstanwei-
sung, dass künftig ein Anfangs-
verdacht nur noch ab einem be-
legbaren Transfervolumen von 
500.000 DM bestehen solle.
Auch dürfe bei nachgewiese-
nen, aber verjährten Steuer-
vergehen von Banken, für die 
folgenden  Jahre  nicht weiter 
ermittelt werden. Die gewissen-
haften Steuerfahnder wussten 
sofort, was dies bedeutete. Auf 
die Spur von illegal ins Ausland 
verbrachten Millionenbeträgen 
waren sie oftmals nur über „klei-
ne“ Fehler, wie die unbedachte 
Überweisung von Depotgebüh-
ren vom Privatkonto nach Liech-
tenstein, gekommen. Diese 
Einzelbeträge von oftmals nur 
ein paar tausend Euro durften 

nun aber nicht mehr Anlass für 
weitere Ermittlungen sein. In ei-
nem ausführlichen Schreiben 
wiesen die Fahnder auf diese 
Sachverhalte hin und fordern 
die Rücknahme der Weisung. 
Auch die Frankfurter Staatsan-
waltschaft protestierte gegen 
die Verfügung.
Eine Antwort erhielten beide 
nicht. Dafür wurde gegen Ru-
dolf Schmenger, einen der en-
gagiertesten Beschwerdeführer, 
wegen Nichtigkeiten ein diszi-
plinarisches Vorermittlungsver-
fahren eingeleitet. 
In einem Fax des Behördenlei-
ters an die Oberfinanzdirektion 
zur „Lösung der Personalange-
legenheit Schmenger“ findet 
sich später der Satz: „außer-
dem sollten die von einer zu 
findenden Lösung ausgehen-
den Signale in den Bereich 
der Fahnder/innen nicht un-
terschätzt werden“. Jeder ver-
stand, welcher Art die Signale 
waren: „Haltet still, sonst geht‘s 
euch wie dem“.
Und dem ging es so: Verset-
zung zur Abteilung Betriebsprü-
fung, der Zugang zu seinen lau-
fenden Ermittlungsdaten wird 

ihm gekappt. Und er ist nicht 
der einzige, dem es so ergeht.
Die 70 Kolleginnen und Kolle-
gen sind empört. 50 von ihnen 
holen anwaltlichen Rat und 
verfassen einen Brandbrief an 
Ministerpräsident Koch, der je-
doch nie abgeschickt wird, weil 
die meisten Angst haben. Der 
Brief entfaltet dennoch Wirkung, 
wenn auch nicht die gewünsch-
te: Zum Jahreswechsel 2004/05 
wird die Steuerfahndung Frank-
furt V ganz aufgelöst. Eine lan-
desweite Umstrukturierungs-
maßnahme, wie es heißt, die 
aber dann seltsamerweise doch 
nur in Frankfurt zur Anwendung 
kommt.
Die „Kritiker“ werden in die 
„Servicestelle Recht“ versetzt. 
Eine Abteilung ohne Chef und 
Ausstattung, in der es absolut 
nichts zu tun gibt. Schmenger 
und seine Kollegen versuchen 
alles, schreiben Einsprüche und 
Petitionen, bewerben sich auf 
andere Stellen, klagen gegen 
ihre Versetzung. Ihre Schreiben 
verschwinden auf unerklärliche 
Weise auf dem Dienstweg. 
2006 erhalten fünf der sich im-
mer noch nicht fügenden die 

Aufhören, ein krankes System zu managen
Stadthaushalt: SÖS und Linke zeigen Alternativen zum Sparen an den falschen Stellen

Die Stuttgarter Sparstadträte von CDU bis Grüne scheinen die Wirtschaftssystemkrise für 
eine Art Naturkatastrophe zu halten, die jetzt halt mal wieder zu mageren Jahren zwingt. 
Vor allem für die ohnehin schon Abgemagerten. Dass die großen Sparer in der Not - auch 
die Grünen haben für Schusters Haushaltssperre gestimmt - die Krise selbst mit erzeugt 
haben und nun gerade so weiter machen wollen, als seien sie schon immer auf dem richti-
gen Weg, kritisierte in seiner Haushaltsrede Hannes Rockenbauch von SÖS und Linke.

Rettung der durch diese Speku-
lationsgeschäfte marod geworde-
nen LBBW gesteckt. 
Den Höhepunkt der Unbelehr-
barkeit sieht Rockenbauch aller-
dings im Festhalten an S 21: „Sie 
bunkern 200 Mio. für Stuttgart 21 
und lassen unsere Schulen ver-
rotten. Was hat das mit Vernunft 
zu tun?“
Anstelle nun den Rotstift im So-
zialbereich, bei Bildung und Zu-
kunftsinvestitionen anzusetzen, 
verlangt die Fraktionsgemein-
schaft SÖS/Linke eine grund-
legende Umstrukturierung des 
Haushalts. „Wir müssen heute 

und mit diesem Haushalt endlich 
aufhören, die Symptome eines 
kranken Systems nur noch zu ver-
stärken oder bloß zu managen.“ 
Das heißt: wir brauchen einen al-
ternativen Haushalt, der die Wei-
chen stellt für 
eine Produk-
tions- und 
Lebenswei-
se, die ohne 
Ausbeutung 
von Natur 
und Mensch 
auskommt: 
Dafür müssen eigene Stadtwer-
ke aufgebaut werden, der öffent-
lichen Nahverkehr ausgebaut und 
zum Nulltarif angeboten werden. 
Das Geld dafür ist da, es steckt 
derzeit nur in wenig zukunftsfä-
higen Kapitalanlagen wie in der 
LBBW, der Messe, dem Flughafen 
und Stuttgart 21.
Die Haushaltsrede von H. Rocken-
bauch und sämtliche Einzelanträge 
von SÖS/Linke: www.s-oe-s.de 

Eine große Koalition der finanz-
politischen Vernunft hatte der 
Stadtkämmerer angemahnt. An-
lass für den Sprecher der Frakti-
onsgemeinschaft SÖS und Linke 
in seiner Haushaltsrede an die 
„Ruhmestaten“ der letz-
ten großen Koalitionen 
dieser Art von Vernunft 
zu erinnern:
Zum Beispiel ihre Cross 
Border Leasing - Geschäf-
te. Immer noch steckt 
die Stadt mit Millionen in 
diesen dubiosen, in den 
USA längst als illegal erklärten 
Verträgen. Oder den kompletten 

Verkauf der Energie- und Was-
serversorgung, mit dem dieser 
Gemeinderat fast einstimmig 
einen zentralen Bereich unserer 
Daseinsvorsorge verscherbelte, 
um sich mit dem Erlös an den Fi-

nanzspeku-
lationen der 
LBBW zu 
beteiligen. 
Und dann, 
vor  n ich t 
einmal ei-
nem halben 
Jahr, wurde 

alles noch frei verfügbare Vermö-
gen dieser Stadt (980 Mio) in die 

Aufforderung, sich medizinisch 
begutachten zu lassen. An Ort 
und Stelle wartet kein Amts-
arzt, sondern der Psychiater T. 
Holzmann. Und der attestiert 
Schmenger und seinen Kolle-
gen nahezu gleichlautend dau-
erhafte Dienstunfähigkeit wegen 
nicht behandelbarer paranoid-
querulatorischer Charakterei-
genschaften“ und „chronischen 
Anpassungsstörungen“.
Der Menschenrechtsbeauftrag-
te Gierth kommentiert den Fall 
später so: „Es ist wie in einer 
Diktatur - wer nicht spurt, be-
kommt einen Termin beim Psy-
chiater“.
Schmenger und seine Kollegen 
wurden zwangspensioniert.
Der Psychiater wurde jetzt, drei 
Jahre später, vom Verwaltungs-
gericht Gießen zu einer Geld-
strafe wegen „unzureichender 
Gutachten“ verurteilt. Ein Straf-
verfahren wegen des Verdachts 
der Ausstellung von Gefällig-
keitsgutachten läuft noch.
Schon 2008 - Schmenger und 
seine Kollegen sind als „Geis-
tesgestörte“ längst im vorzeiti-
gen Ruhestand - wollte der SPD 
Landtagsabgeordnete Kahl 
während des Wahlkampfs in 
einer Anfrage wissen, was aus-
den 326 Kisten Lichtensteiner 
Steuerakten geworden ist, die 
die Frankfurter Steuerfahnder  
noch vor ihrer Kaltstellung aus 
den Banken geholt hatten.
Die Antwort des Finanzminis-
ters: Alle abgearbeitet - mit 
durchschnittlich 208 Euro Steu-
ermehreinnahmen pro Fall.

„Deswegen werden wir auch 
nicht darüber schweigen, 
welchen Beitrag diese rei-
che Landeshauptstadt zur 
Krise auf den Finanzmärkten 
und zur Katastrophe beim 
Klima selber geleistet hat.“ 
Hannes Rockenbauch
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Immer montags, immer mehr
Montagsdemo: Begrabt S 21, nicht den Bahnhof !

Zuerst waren es 10, dann 50, dann 250, inzwischen über 1.000. 
Immer mehr Stuttgarterinnen demonstrieren jeden Montag um
18 Uhr, am Nordausgang für den Erhalt des Kopfbahnhofes und 
gegen das Milliardengrab Stuttgart 21, in dem gegen den Willen 
der Bürgerinnen deren Steuergelder versenkt werden und unter-
irdisch an Banken und Baukonzerne weiterfließen sollen.  
Auch die Bahn weiß es inzwi-
schen: das Projekt Stuttgart 21 
ist nicht nur (bahn)verkehrspo-
litischer Unsinn, es wird auch in 
jedem Fall viel teurer als bisher 
schön gerechnet. Dessen un-

geachtet oder vielleicht gera-
de deshalb sind die Drexlers 
und Schusters unverdrossen 
unterwegs und hauen schon 
mal Millionen an Steuergeldern 
raus, um mittels durchsichtiger 
Werbekampagnen das Volk 
ruhig zu stellen. Tatsächlich 

Stuttgart - Gefangene der EnBW?
OB Schuster handelt nur manchmal im Auftrag der Stadt

Die EnBW - fest in der Hand der Electricité de France (EdF), 
dem größten Atomkonzern der westlichen Welt - gibt es ge-
rade mal seit 12 Jahren. Mit vom Geld ihrer Kunden bezahl-
ten aufwändigen Werbekampagnen will sie uns neuerdings 
weiß machen, sie sei schon immer da gewesen, ein fester 
Bestandteil der Stuttgarter Stadtgeschichte.

erreichen sie das Gegenteil. 
Fast täglich wächst die Wut der 
Bevölkerung ob der zynischen 
Missachtung des Volkswillens. 
Mit jedem Montagabend wird 
deutlicher: Die Stuttgarterinnen 
sind zunehmend bereit, ihren 
Bahnhof und Stadtpark auch 
persönlich zu verteidigen.

www.parkschützer.de
Auf der Internetseite www.park-
schützer.de bekunden sie ihre 
Entschlossenheit, die Stuttgar-
ter Parkanlagen gegen Bagger 
und Kettensägen zu verteidigen 
und signalisieren so Politik und 
Bauunternehmern eindrücklich: 
Wer tollkühn plant, den Stuttgar-
ter Schlossgarten für ein Bau-
projekt zu opfern – ganz gleich 
welches – muss mit massivstem 
Widerstand rechnen!
Sind Sie auch schon dabei ?

Aurelis besteht auf 3000 m2 Einzelhandel beim FOB

Falscher Standort, falsche Partner

Wahr daran ist nur: Wesentliche 
Bereiche der Daseinsvorsorge 
für die Stuttgarter Bürgerinnen 
sind nicht mehr unter der Kont-
rolle des gewählten Gemeinde-
rats, sondern der EnBW. Diese 
Abhängigkeit ist aber relativ neu 
und mancher Stadtrat, der sie 
mit bewirkt hat, sitzt auch heu-
te noch im Stuttgarter Rathaus 
(Grüß Gott, Herr Wölfle).
Sie entstand 2002, als die Stadt 
auf Drängen von OB Schuster - 
und mit Zustimmung von SPD 
und Grünen - die TWS mit der 
Wasser-, der Strom-, der Gas- 
und Wärmeversorgung samt 
wertvoller Grundstücke an den 
Atomkonzern verkaufte. Vor al-
lem, um mit dem Erlös Stuttgart 
21 zu finanzieren.
Weil dabei auch die städtischen 
Anteile an den Wasserzweckver-
bänden verkauft wurden, ist OB 
Schuster dort heute zwar  als 
Stuttgarter Oberbürgermeister 
Vorsitzender, sein Stimmrecht 
aber übt er als Gesandter der 
EnBW aus. Wie etwa bei seiner 
Zustimmung zur jüngsten Was-
serpreiserhöhung.
Durch penetrante Dauerwer-
bung an jeder Straßenecke, 
im Radio, im Internet und an 
den Schulen präsentiert sich 
die  EnBW als Vorreiterin des 
Energiesparens. Tatsache ist: 
mit der Wärme, die EnBW mit 

ihren giftigen, gefährlichen 
Uralt-Großkraftwerken in die 
Luft bläst (2/3 der Primärener-
gie!!) könnten alle Haushalte in 
Baden-Württemberg das ganze 
Jahr über komplett mit Wärme 
versorgt werden!
Gleichzeitig behindert EnBW 
systematisch die dezentrale 
Kraft-Wärme-Kopplung mit 
einer Energieeffizienz von 
über 90%, die jedermann 
zum eigenen Stromprodu-
zenten macht, bei gleichzei-
tiger Nutzung der Wärme.
EnBW frisst sich durch un-
sere Stadt und hat nur ein Ziel: 
jedes Jahr mehr Profit für ihre 
Aktionäre - auf unsere Kosten. 
Im Interesse der Stuttgarter ist 
es daher allerhöchste Zeit, sich 
aus dieser Abhängigkeit zu be-
freien. Im Jahr 2013 laufen die 
Konzessionsverträge für Was-
ser, Strom, Gas und Wärme 
aus. Jetzt besteht die Chance 
Stuttgart der EnBW wieder aus 
der Hand zu nehmen und ei-
gene Stadtwerke zu gründen, 
mit denen sich einerseits Geld 
verdienen lässt, mit denen aber 
vor allem der längst überfällige 
ökologische Umbau der Stadt 
eingeleitet werden kann.
Für den ersten Schritt dahin, 
den Wasserrückkauf, läuft der-
zeit ein Bürgerbegehren.
www.s-wasserforum.de 

Aktuelle Entwicklungen bestätigen die Initiative gegen ei-
nen Fernomnibusbahnhof in Vaihingen (IgFOB) in der Auf-
fassung, dass Vaihingen der falsche FOB-Standort ist und 
internationale Immobilienspekulanten wie das Konsortium 
Redwood Grove/Hochtief (Aurelis) denkbar schlechte Part-
ner für bürgerfreundliche Stadtplanung sind.
Die Koalitionsvereinbarungen 
der CDU/FDP-Regierung sehen 
die Freigabe des innerdeut-
schen Buslinienverkehrs vor. 
Die Fahrten von und zu einem 
FOB Vaihingen werden sich 
damit mindestens verdoppeln, 
Die umgebenden Straßen fassen 
aber nicht einmal die bis jetzt 
prognostizierten. Gleichzeitig 
beginnen die von der Stadtver-
waltung gehegten Hoffnungen, 
vom Grundstückseigentümer 
Aurelis einen Fernomnibusbahn-
hof quasi umsonst zu bekom-
men, wenn man ihm nur großzü-
giges Baurecht und damit hohe 
Bodenpreisgewinne verschafft, 
zu platzen. Erst reichte der städ-
tische Baukostenzuschuss von 
4 Mio Euro nur für eine Minimal-
ausstattung. Jetzt drohen die 
Immobilienhaie ganz aus der Fi-
nanzierung auszusteigen, wenn 
sie nicht mindestens 3000 m2 
Einzelhandel auf dem Gelände 
ansiedeln können. Dafür gibt es 
aber keinen Bedarf, es hätte nur 
weitere Schließungen von be-

stehenden Vaihinger und vor 
allem Rohrer und Dürrlewanger 
Läden zur Folge. Die IgFOB er-
neuert deshalb ihre Aufforderung 
an den Gemeinderat: Stoppt den 
Bebauungsplan FOB-Vaihingen, 
bringt das Gelände durch Kauf 
in städtische Hand und entwi-
ckelt es selbst demokratisch.
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Die anstiftenden Bürgerprojekte
werden u.a. unterstützt von

Hermann Abmayr
Abraxas- Buch + Spiel Jasmin Brauns
AG katholischer Organisationen +Verbände
Aktion für mehr Demokratie Klaus Staeck
Aktion Hoffnung Rottenburg-Stuttgart (ako)
Allmende Stetten/Remstal Ebbe Kögel
amnesty international
Arbeiterwohlfahrt Stuttgart
Arbeitskreis Asyl Stuttgart
Arthaus-Kinos Atelier und Delphi
BildManufaktur
Bohnencafe
BücherBodega Sperandio
Buch + Plakat Lange-Tetzlaff
DFG-VK Landesverband BaWü
Deutscher Gewerkschaftsbund Region
Deutsch-Türkisches Forum Stuttgart
Elektrizitätswerke Schönau EWS
ejc Evang. Jugendwerk Cannstatt
Jochen Faber Ludwigsburg
Friedensnetz Baden-Württemberg

Fritz-Lamm-Bildungsstätte Furtwangen
Galerie Merkle
GEW Sindelfingen-Böblingen
Gewaltfreie Aktion Atomwaffen abschaffen
Burkhard Heinz Mediatpress
IG Metall Bezirk Stuttgart
IG Metall Verwaltungsstelle Stuttgart
IG Metall Esslingen
Initiative Gedenkort Gestapozentrale
Internationale Kath. Friedensbewegung
Pax Christi Rottenburg-Stuttgart
KISS Kontakt- und
Informationsstelle für Selbsthilfegruppen
Komitee für Grundrechte und Demokratie
Kulturamt. Hegelhaus Stuttgart
Kultur des Friedens
Kulturgemeinschaft Stuttgart
Laboratorium
Landesjugendring BaWü
Lebenshaus Schwäbische Alb
lift Stuttgart
Loretta!
Merlin Kultur
Merz-Akademie Stuttgart
Musik der Jahrhunderte
NaturFreunde Verband für Umweltschutz,
Spur der Erinnerung
Stadtjugendring Stuttgart
Stuttgarter Stolperstein-Initiativen
Touristik und Kultur
online-DruckHaus Dresden Karl Nolle
Pax Christi Basisgruppe Stuttgart
Poema Deutschland
Armut + Umwelt in Amazonien
Stadtjugendring Stuttgart
Sozialistische Jugend Die Falken BaWü
stadtmobil
Vaclav Reischl Filmproduktion
Roberto Sanchez
stiftunggeissstrassesieben
Stiftung Stuttgarter Friedenspreis
Stuttgarter Kultur-Forum
terre des hommes
Theaterhaus Stuttgart
vhs Stuttgart
VS Verband deutscher Schriftsteller
ver.di Stuttgart + Bezirk
Württembergischer Kunstverein

Dr. Susan Bardosz
Dr. Arpad Pusztai
(England/Ungarn), Friedenpreisträger 2009

Cornelia Füllkrug-Weitzel
Direktorin von Brot für die Welt (Laudatio)

Robert Trautwein
Biolandwirt (Kirchberg / Murr)

Jürgen Binder
Gentechnikfreies Europa eV

Jochen Faber
Multimediapräsentation

Sabrina Fejzuli /
Mohammad Reza
Golemohammad Tanz

Moderation:

Meliha Balija
Montenegro / Stuttgart

Medienpartner:

Buda Folk Band
Budapest

Maruzsenszky Andor  violin
Csoóri Sándor – viola, guitar, percussion

Éri Márton – viola
Lukács Ákos – double bass

Salamon Soma – flute, accordion
Fekete Zsuzsanna – singer

Vorverkauf: 17,50
Abendkasse: 19,00

incl. Gebühr.
Bestellen:

www.theaterhaus.com

Mehr: www.die-anstifter.de
Unterstützen Sie die Bürgerprojekte

der AnStifter!
BW-Bank 229 23 42

BLZ 600 501 01

Die Blumen zur Gala
aus fairen Anbau:

Kiesel-Blumen Kernen-Stretten

Vor der Gala: Fr, 18.12., 16-17:30 h, Theaterhaus/Glashaus:

Informationsveranstaltung
zur Gentechnik, Buchpräsentation und Pressegespräch:
mit Dr. Susan Bardosz / Dr. Arpad Pusztai (England / Ungarn),
Jürgen Binder, Robert Trautwein u. a.
Eintritt frei. Wegen Platzzahl bitte nur mit Anmeldung

Verleihung des
Stuttgarter
Friedenspreises
der AnStifter


